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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Regierungsrat Fellinger in Berlin ijt zum Geheimen Regierungsrat und bor- 
tragenden Rat im Miniſterium für Handel und Gewerbe ernannt worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Einmalige Beſchaffungsbeihilſe an Lohnempfänger. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 9. Oktober 1919. 


1. Die in den Staatsverwaltungen dauernd beſchäftigten männlichen und weiblichen 
Arbeiter und ſonſtigen in einem arbeiter- oder unterbeamtenähnlichen Verhältnis befind⸗ 
lichen Lohnempfänger erhalten nach Maßgabe folgender Beſtimmungen eine außerordentliche 
einmalige Veſchaffungsbeihilfe und zwar: 

a) bis zu 400 % für Ledige, 
p) bis zu 600 - für Verheiratete und daneben für jedes zu berückſichtigende 
Kind (vergl. Ziffer 7) bis zu 200 M. 

In der Regel (vergl. aber Ziffer 2) werden die vorſtehend aufgeführten Sätze voll 
zu zahlen ſein. Den Lohnempfängern, die nicht voll beſchäftigt werden, iſt ein der Be⸗ 
ſchäftigungsdauer entſprechender Teilbetrag zu zahlen, deſſen Hohe zu beſtimmen den AMn 
weiſungsbehörden überlaſſen wird. Ob und inwieweit unverheirateten Lohnempfängern 
unter 21 Jahren eine einmalige Beſchaffungsbeihilfe zu bewilligen ſein wird, bleibt dem 
Ermeſſen der Anweiſungsbehörden überlaſſen, im Falle der Gewährung darf ſie den Betrag 
von 200 & nicht überſchreiten. 

2. Solchen Lohnempfängern, bei denen die gegenwärtigen Teuerungsverhältniſſe 
bereits durch die Lohnbemeſſung als ausgeglichen anzuſehen ſind, iſt die Beſchaffungs⸗ 
beihilfe nicht zu gewähren. 
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3. Als dauernd beſchäftigt ſind Lohnempfänger anzuſehen, die mindeſtens 6 Monate 
ununterbrochen im Reichs- oder Staatsdienſt oder bei einer Kriegsorganiſation tätig waren. 
Auf die ſechsmonatige Friſt iſt eine durch unverſchuldete Krankheit eingetretene Unter⸗ 
brechung anzurechnen, wenn das Dienſtverhältuis nicht gekündigt war. Kriegsteilnehmer, 
die vor ihrer Einberufung zum Heeresdienſt im Reichs- oder Staatsdienſt oder bei einer 
Kriegsorganiſation beſchäftigt waren und die unmittelbar nach ihrer Entlaſſung aus dem 
Heeresdienſte wieder im Staatsdienſte Beſchäftigung gefunden haben, kann die frühere 
Dienſtzeit auf die ſechsmonatige Friſt angerechnet werden. 

4. Ledige mit eigenem Hausſtande werden den kinderlos Verheirateten gleichgeſtellt. 
Dasſelbe gilt, wenn ſie mit Angehörigen im Sinne des Reichsfamilienunterſtützungsgeſetzes 
vom 28. Februar 1888 (RGBl. S. 59), 4. Auguft 1914 (NGB. S. 332) und der Bundes» 
ratsverordnung vom 31. Januar 1916 (MGB. S. 55) einen gemeinſchaftlichen Hausſtand 
führen und ſie auf Grund geſetzlicher oder ſittlicher Verpflichtung überwiegend unterhalten. 
Tragen mehrere Ledige zum Unterhalte bei, ſo iſt nur der zu berückſichtigen, der den Geſamt— 
unterhalt überwiegend beſtreitet, im Zweifelsfalle der Alteſte. 

5. Verwitwete oder geſchiedene Lohnempfänger find, wenn fic zu berückſichtigende 
Kinder haben, den Verheirateten mit der entſprechenden Kinderzahl gleichzuſtellen. Haben 
ſie ſolche Kinder nicht, ſo ſind ſie, falls ſie einen eigenen Hausſtand führen, den kinderlos 
Verheirateten, audernfalls den Ledigen gleichzuachten. 

6. Frauen ſind den verheirateten Lohnempfängern mit Kindern gleichzuſtellen, wenn 
jie verwitwet, geſchieden oder eheverlaſſen find und zu berückſichtigende Kinder unterhalten. 
Dasſelbe gilt für Frauen, die neben zu berückſichtigenden Kindern auch ihren dauernd 
erwerbsunfähigen Ehemann unterhalten. Im übrigen ſind Lohnempfängerinnen nach dem 
Satze für Ledige zu behandeln. 

7. Zu berückſichtigen find eheliche, legitimierte, Adoptiv-, Siet, und Pflegekinder, 
wenn fie von dem Lohnempfänger unentgeltlich (ohne entſprechende Gegenleiſtung) unter- 
halten werden müſſen, weil jie ſich noch in Schul- oder Berufsausbildung befinden oder 
aus ſonſtigen Gründen, die in ihrer Perſon liegen, einem Erwerbe nicht nachgehen können. 
Als Berufsausbildung gilt nicht die Beſchäftigung im elterlichen Haushalt. In der Regel 
werden daher Kinder nicht zu berückſichtigen ſein, die eigenes Einkommen in ſolcher Höhe 
haben, daß es elterliche Aufwendungen in der Hauptſache entbehrlich macht. Eigenes 
Einkommen bis zu 30 A monatlich wird regelmäßig nicht zu berückſichtigen fem. Söhne, 
die militäriſche Dienſte leiſten, ſind nur zu berückſichtigen, wenn die Lohnempfänger für 
ſie erhebliche dauernd wiederkehrende Leiſtungen geldwerter Natur aufwenden müſſen. 
Dasſelbe gilt auch für Söhne, die ſich in Kriegsgefangenſchaft unter beſonders ungünſtigen 
Umſtänden befinden. 

Die Beſtimmungen im Abſatz 1 find auf uneheliche Kinder entſprechend anzuwenden, 
jedoch wenn der Unterhalt von dem Lohnempfäuger als Erzeuger gewährt wird, nur, 
wenn ſeine Vaterſchaft ſeſtgeſtellt iſt und der Unterhalt von ihm in ſeinem eigenen Haus— 
ſtande gewährt wird. 

8. Wenn Ehemann und Ehefrau im Reichs-, Staats- oder Gemeindedienſte beſchäſtigt 
iind, wird die Beihilfe nur einmal und zwar für den Ehemann gezahlt. Erhält der Che- 
mann im Gemeindedienſte keine Beſchaffungsbeihilfe, fo tritt hilfsweiſe Zahlung der Ve- 
ſchaffungsbeihilfe an die im Staatsdienſte beſchäſtigte Ehefrau ein. 

9. Die Beihilfe iſt in zwei gleichen Teilbeträgen und zwar der erſte Teil ſofort, 
der zweite in der erſten Hälfte des Monats Dezember 1919 zu zahlen. 

10. Stichtag für das Vorliegen der Vorausſetzungen ift für beide Teilzahlungen der 
3. September 1919. Später eintretende Anderungen für die Feſtſetzung der Bezüge bleiben 
außer Betracht. 

Lohnempfänger, denen gegenüber am Stichtage (3. September 1919) die Kündigung 
oder Entlaſſung ausgeſprochen war, oder die vor dem Stichtage von ihrem Kündigungs- 
rechte Gebrauch gemacht haben, wird die Beihilfe nicht gewährt. Der zweite Teilbetrag 
(vergl. Ziffer 9) iſt dann nicht zu zahlen, wenn das Arbeitsverhältnis am 3. September 
1919 aufgelöſt oder gekündigt iſt, oder wenn die Tätigkeit bis zum 3. Dezember 1919 
durch andere Gründe als durch Krankheit unterbrochen worden iſt. 

11. Ein Rechtsanſpruch auf die Beſchaffungsbeihilfe beſteht nicht. 

12. Die einmaligen Beſchaffungsbeihilfen ſind unter beſonderem Abſchnitt bei den 
Fonds zu verrechnen, bei denen die Empfangsberechtigten ihren Lohn erhalten. 
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13. Die einmalige Beſchaffungsbeihilfe kann gemäß den Vorſchriften unter II Ziffer 7 
des Runderlaſſes vom 16. April v. J. (HM Bl. S. 151) auch den Lohnangeſtellten niederer 
Ordnung an den aus Kap. 69 Tit. 7, 7a, 10, 10a und 10d unterhaltenen bezw. mit⸗ 
unterhaltenen Schulen und Einrichtungen gewährt werden. 


Jim Auftrage. 
ZBI 1462. N Frick. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchl. Porzellan⸗ 
Manufaktur). 
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Einmalige Beſchaffungsbeihilfe an Beamte, Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene 
von Beamten. Kinderzulage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 10. Oktober 1919. 

J. Ich überſende Abdruck der von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit den 
Herren Miniſtern des Innern und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung erlaſſenen 
Rundverfügung vom 2. d. M. mit dem Erſuchen, danach auch für den Bereich der Handels- 
und Gewerbeverwaltung zu verfahren. Wo in dieſer Verfügung die miniſterielle Ent- 
ſcheidung vorbehalten iſt, iſt an mich zu berichten. 

Wegen Anweiſung und Verrechnung der einmaligen Beſchaffungsbeihilfe verweiſe ich 
auf Abſchnitt V der bezeichneten Rundverfügung; im übrigen verbleibt es bei den Ve- 
ſtimmungen unter 1 Abſ. 2 ff. meines Runderlaſſes vom 16. April 1918 (HMBl. S. 151). 

II. Die einmalige Beſchaffungsbeihilfe kann nach den Grundſätzen im Abſchnitt II 
meines Runderlaſſes vom 16. April 1918 auch den vollbeſchäftigten Lehrern und 
Beamten ſowie den Lohnangeſtellten höherer Ordnung an den vom Staate aus Kap. 69 
Tit. 7, Ta, 10, 10a und 10d unterhaltenen bezw. mitunterhaltenen Schulen und Ein 
richtungen gewährt werden. Die Vorſchriften über Anweiſung und Verrechnung der 
Beträge bleiben unverändert. 

Bei Bewilligung der einmaligen Beſchaffungsbeihilfe an Beamte und Lehrer im Ruhe— 
ſtand an den bezeichneten Schulen und Einrichtungen ſowie an Hinterbliebene von ſolchen 
find die Beſtimmungen unter I Ziff. 12 des Runderlaſſes vom 16. April 1918 und unter 
II Abſ. 2 des Runderlaſſes vom 12. März 1919 (M Bl. S. 64) zu beachten. 

III. Die zum Dienſtgebrauch und zur Mitteilung an die nachgeordneten Behörden 
und Kaſſen erforderlichen Abdrucke ſind beigefügt. Die Eichungsinſpektoren haben den Erlaß 
unmittelbar erhalten. Die Veröffentlichung des Erlaſſes erfolgt in der bisherigen Weiſe. 

Im Auftrage. 
23.1 1464. Frſck. 


Au die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 2. Oktober 1919. 
A. Beſchaffungsbeihilfe. 
L Beamte und Lohnangeſtellte höherer Ordnung. 

1. Alle männlichen und weiblichen planmäßig angeſtellten und alle gegen Entgelt 
beſchäftigten außerplanmäßigen Staatsbeamten einſchließlich der militäriſch verwendeten 
Beamten erhalten, ſofern ſie nicht nur im Nebenamt angeſtellt ſind, eine außerordentliche 
einmalige Beſchaffungsbeihilfe (B. 19) und zwar: f 

a) von 600 % für Ledige, 
b) von 1000 % für Verheiratete und daneben für jedes zu berückſichtigende Kind 
(vergl. 1 Ziffer 5) 200 M. 

2. Ledige mit eigenem Hausſtand werden den Verheirateten gleichgeſtellt. Dasſelbe 
gilt, wenn ſie mit Angehörigen im Sinne des Reichsfamilienunterſtützungsgeſetzes vom 
28. Februar 1888 (NGB. S. 59), 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 332) und der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 31. Januar 1916 (RGB. S. 55) einen gemeinſchaftlichen Hausſtand führen 
und ſie auf Grund geſetzlicher oder ſittlicher Verpflichtung überwiegend unterhalten. Tragen 
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mehrere Ledige zum Unterhalt bei, fo iſt nur der zu berückſichtigen, der den Geſamtunterhalt 
überwiegend beſtreitet, im Zweifelsfalle derjenige, welchem die höhere laufende Kriegsteue— 
rungszulage zuſteht. 

3. Verwitwete oder geſchiedene Beamte ſind, wenn ſie zu berückſichtigende Kinder 
haben, den Verheirateten mit der entſprechenden Kinderzahl gleichzuſtellen. Haben ſie ſolche 
Kinder nicht, fo find fie, falls fie einen eigenen Hausſtand führen, den kinderlos Ver- 
heirateten, andernfalls den Ledigen gleichzuachten. 

Frauen ſind den verheirateten Beamten mit Kindern gleichzuſtellen, wenn ſie ver— 
witwet, geſchieden oder eheverlaſſen ſind und zu berückſichtigende Kinder unterhalten. Das— 
ſelbe gilt für Frauen, die neben zu berückſichtigenden Kindern auch ihren dauernd erwerbs— 
unfähigen Ehemann unterhalten. 

Im übrigen ſind Beamtinnen nach dem Satze für Ledige zu behandeln. Dazu gehören 
auch Frauen, deren Männer als Nichtbeamte im Heeresdienſte ſtehen, auch wenn ſie 
Kinder haben. 

4. Wenn Ehemann und Ehefrau im Reichs-, Staats- oder Gemeindedienſt angeſtellt 
ſind, wird die Beihilfe nur einmal und zwar für den Ehemann gezahlt. Erhält der Ehe— 
mann im Gemeindedienſte keine Beſchaffungsbeihilfe, fo tritt hilfsweiſe Zahlung der Be- 
ſchaffungsbeihilfe an die im Staatsdienſte beſchäftigte Ehefrau ein. 

5. Zu berückſichtigen find eheliche, legitimierte, Adoptiv-, Stief- und Pflegekinder, 
wenn fie von dem Beamten unentgeltlich (ohne entſprechende Gegenleiſtung) unterhalten 
werden müſſen, weil fie ſich noch in Schul- oder Berufsausbildung befinden oder aus 
ſonſtigen Gründen, die in ihrer Perſon liegen, einem Erwerbe nicht nachgehen können. 
Als Berufsausbildung gilt nicht die Beſchäftigung im elterlichen Haushalt. In der Regel 
werden daher Kinder nicht zu berückſichtigen ſein, die eigenes Einkommen in ſolcher Höhe 
haben, daß es elterliche Aufwendungen in der Hauptſache entbehrlich macht. Eigenes Ein⸗ 
kommen bis zu 30 M monatlich wird regelmäßig nicht zu berückſichtigen fein. Söhne, die 
militäriſche Dienſte leiſten, ſind nur zu berückſichtigen, wenn die Beamten für ſie erhebliche 
dauernd wiederkehrende Leiſtungen geldwerter Natur aufwenden müſſen. Dasſelbe gilt 
auch für Söhne, die ſich in Kriegsgefangenſchaft unter beſonders ungünſtigen Umſtänden 
befinden. 

Die Beſtimmungen in Abſ. 1 find auf uneheliche Kinder entſprechend anzuwenden, 
jedoch wenn der Unterhalt von dem Beamten als Erzeuger gewährt wird, nur, wenn ſeine 
Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt und der Unterhalt von ihm in ſeinem eigenen Hausſtande ge— 
währt wird. 

6. Beamte im Vorbereitungsdienſt erhalten die Beſchaffungsbeihilfe, ſofern ſie ent— 
geltlich beſchäftigt werden. Die dieſen Beamten gewährten laufenden Beihilfen können 
jedoch als Entgelt im Sinne dieſer Beſtimmng nicht angeſehen werden. 

Die auf Probe einberufenen Militäranwärter gehören, ſelbſt wenn ſie nicht aus 
dem Militärdienſt ausgeſchieden, ſondern nur beurlaubt ſind, ſchon während der Probe— 
dienſtzeit zu den gegen Entgelt beſchäftigten Beamten; es ift ihnen daher auch während 
dieſer Zeit beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen die Beſchaffungsbeihilfe von der 
beſchäftigenden Behörde zu zahlen. 

7. Die Beihilfe iſt im allgemeinen auch vorläufig vom Dienſt enthobenen Beamten 
zu zahlen. Soweit die Lage des Einzelfalls die Entziehung der Beihilfe geboten erſcheinen 
läßt, iſt die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 

8. Bei Beurlaubung von Beamten ohne Gehalt uſw., ſowie in Fällen, in denen der 
Anſpruch auf Gehalt uſw. ruht, iſt auch die Beihilfe nicht zahlbar. Wo beſondere Um— 
ſtände eine Ausnahme rechtfertigen, kann die Beihilfe mit Genehmigung des zuſtändigen 
Fachminiſters gewährt werden. 

Soweit bis zum 15. Dezember 1919 Beamte in den Abtretungs- oder Abſtimmungs— 
gebieten aus dem preußiſchen Staatsdienſt ausgeſchieden ſind, iſt an ſie der zweite Teil— 
betrag nicht auszuzahlen. 

9. Die vorſtehenden Vorſchriften finden auf die bei den Verwaltungsbehörden 
beſchäftigten Lohnangeſtellten höherer Ordnung mit folgender Maßgabe entſprechende 
Anwendung: 

a) Vorausſetzung für die Gewährung der Beihilfe iſt, daß der Angeſtellte mindeſtens 
6 Monate ununterbrochen im Reichs- oder Staatsdienſt oder bei einer Kriegs- 
organiſation tätig war. 
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p) Militäriſch verwendete Lohnangeſtellte erhalten keine Beſchaffungsbeihilfe. 

c) Ledige Lohnangeſtellte unter 21 Jahren erhalten die Hälfte der Beihilfe für 
ledige Beamte (300 M). 

d) In den Ruheſtand verſetzte, gegen Vergütung wiederbeſchäftigte Reichs⸗ oder 
Staatsbeamte dürfen nicht außerdem die für Beamte in Ruheſtand vorgeſehene 
Beſchaffungsbeihilfe (B. R. 19) erhalten. 

e) Lohnangeſtellte, denen gegenüber am Stichtage (vergl. IV Ziffer 2) die Kündigung 
oder Eutlaſſung ausgeſprochen war, oder die vor dem Stichtage von ihrem 
Kündigungsrecht Gebrauch gemacht haben, wird die Beihilfe nicht gewährt. 
Der zweite Teilbetrag (vergl. IV Ziffer 1) iſt ihnen dann nicht zu zahlen, wenn 
der Vertrag am 3. Dezember 1919 aufgelöſt oder gekündigt iſt. 


II. Volksſchullehrperſonen. 

Die vorſtehenden Beſtinnnungen find auf die Leiter, Lehrer und Lehrerinnen an 
öffentlichen Volksſchulen und zwar ſowohl auf die angeſtellten, als auch auf die auftrags⸗ 
oder vertretungsweiſe befchäftigten (vergl. auch Runderlaß des Miniſters der geiſtlichen 
und Unterrichtsangelegenheiten vom 2. März 1917, U III E 144 UI, Abſ. 2 Satz 1) angu- 
wenden. 

Wenn von den Schulverbänden oder Gemeinden eine gleichartige Beſchaffungsbeihilfe 
an die in ihnen angeſtellten Volksſchullehrperſonen gewährt ſein ſollte, wird ſie auf die 
ſtaatliche Beſchaffungsbeihilſe angerechnet. (Vergl. Runderlaß vom 15. April 1917, 
HI KR l, . 


III. Beamte im Ruheſtand und Hinterbliebene. 


1. Den Beamten im Ruheſtande ſowie Hinterbliebenen von Beamten und von Ruhe- 
gehaltsempfängern, die Verſorgungsgebührniſſe auf Grund der Geſetze (Reichsbeamtengeſetz, 
Beamtenhinterbliebenengeſetz und Unfallfürforgegefeß) oder Bezüge aus Witwen- und 
Waiſenanſtalten (Allgemeine Witwenverpflegungsanſtalt, Militärwitwenkaſſe uſw.) erhalten, 
wird im Falle des Bedürfniſſes eine außerordentliche einmalige Beſchaffungsbeihilfe (B. R. 19) 
unter den Vorausſetzungen des Rundſchreibens vom 4. März 1919 (FM. 3865, M. d. J. 
la 601, M. d. W., K. u. V. A 295 unter VB) und in ſinugemäßer Anwendung der vor- 
ſtehenden Beſtimmungen bewilligt. Ausgenommen hiervon find Perſonen, die im Reichs, 
Staats- oder Gemeindedienſt eine gleichartige einmalige Zulage beziehen. Bleibt diefe 
jedoch hinter der nach III Ziffer 3 zu gewährenden Beihilfe zurück, fo kann der Unterſchieds— 
betrag bewilligt werden. - 

2. Wartegeldempfänger erhalten die Beihilfe nach den für Beamte im Ruheſtande 


Verheiratete zu behandeln. 

4. Die Beihilfe iſt, wo auf Grund des Rundſchreibens vom 4. März 1919 
(F. M. I. 3865, M. d. J. Ia 601, M. f. W., K. u. V. A 295) das Bedürfnis der Ge⸗ 
währung einer laufenden Kriegsbeihilfe bereits anerkannt iſt, ohne beſonderen Antrag und 
ohne nochmalige Nachprüfung des Bedürfniſſes in der gegenwärtig erforderlich erſcheinenden 
Höhe zu gewähren. Iſt bei Bewilligung der laufenden Kriegsbeihilfen der Mindeſtſatz 
überſchritten worden, fo ift bei der Beſchaffungsbeihilfe hieraus allein noch kein Anlaß zur 
Überſchreitung des Mindeſtſatzes herzuleiten. 

5. Bei Aurechnung von Nebeneinnahmen nach dem Rundſchreiben vom 4. März 
1919 (F. M. 1 3865 uſw.) find die laufenden Kriegsbeihilfen und die hierdurch bewilligte 
Beſchaffungsbeihilfe zuſammenzuzählen. l 


IV. Gemeinſame Beſtimmungen. 
1. Die Beihilfen zu I bis III find in zwei gleichen Teilbeträgen, und zwar der erſte 
Teil ſofort, der zweite in der erſten Hälfte des Monats Dezember 1919 zu zahlen. 
2. Stichtag für das Vorliegen der Vorausſetzungen iſt für beide Teilzahlungen der 
3. September 1919. Später eintretende Anderungen der Verhältniſſe bleiben unbeſchadet 
der Beſtimmungen unter I Ziffer 8 Abſ. 2 und Ziffer 9e außer Betracht. 
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Soweit irgend möglich, iſt bargeldlos zu zahlen. 
Ein Rechtsanſpruch auf die Beihilfe beſteht nicht. 

5. Beim Ableben eines aktiven Beamten, eines Wartegeldempfängers oder eines 
Beamten im Ruheſtande ſind die Beſchaffungsbeihilfen, ſofern der Betreffende den Stichtag 
vom 3. September noch erlebt hat, oder ſofern von dieſem Tage Gnadengebührniſſe laufen, 
den gnadenbezugsberechtigten Hinterbliebenen, d. h. den Witwen oder ehelichen oder 
legitimierten Abkömmlingen (nicht den Erben als ſolchen) nach Maßgabe der Vorſchrift 
zu L bis HI zu bewilligen. Iſt der Betreffende am 1. oder 2. September geftorben, fo 
iſt in gleicher Weiſe zu verfahren. 

Beziehen die Hinterbliebenen in ſolchen Fällen zur Zeit der Fälligkeit des zweiten 
Teilbetrags der Beihilfe (in der erſten Hälfte des Monats Dezember 1919) bereits Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe, fo ift der zweite Teilbetrag von der gleichen Behörde für fie anzu- 
weiſen, die den erſten bewilligt hat. Der zweite Teilbetrag iſt au gleicher Stelle wie der 
erſte zu verrechnen. Beihilfen auf Grund der Vorſchriften unter II! find den Hinter- 
bliebenen dann nicht mehr zu zahlen. , 
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V. Anweiſung und Verrechnung. 
1. Zur Anweiſung der „B. 19“ und „B. R. 19“ ſind die nachſtehend bezeichneten 
Vordrucke zu verwenden: 
K 8 Ausgabeauweiſung über einmalige Kriegsteuerungszulagen an mehrere 
Beamte (Volksſchullehrperſonen), Titelbogen, 
K 8a desgl. Einkagebogen, 
K 10 desgl. an mehrere Ruhegehaltsmpfänger oder an Hinterbliebene von 
Beamten und Volksſchullehrern, Titelbogen, 
K 10a desgl. Einlagebogen. 


Die Überſchriften und die Anweiſungsformel in den Vordrucken K 8 und K 10 ſind 
in der Weiſe zu ändern, daß es an Stelle von „Kriegsteuerungszulagen“ „Beſchaffungs⸗ 
beihilfen“ zu heißen hat, die Worte „Sofort“ find zu ſtreichen und dem Schluſſe ift folgendes 
hinzuzufügen: 

„Die eine Hälfte des für jeden Empfänger angegebenen Betrags iſt ſofort 
zu zahlen, die zweite Hälfte des Betrags in der erſten Hälfte Dezember 1919.“ 


Im Vordruck K 8 ſind die Spalten 7 bis 11 und im Vordruck K 10 die Spalte 6 
nicht auszufüllen. l 

Bei Berechnung der einzubehaltenden Poſtſcheckgebühren (Spalte 9 des Vordrucks K 10) 
iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß der angewieſene Geſamtbetrag in zwei Teilbeträgen 
gezahlt wird. 

2. Für die Ausgabeanweiſungen find die Beſtimmungen unter VI X 2, 3, 4, 5, 6 und 
VICO des Runderlaſſes vom 26. März 1918 ſiungemäß anzuwenden. Es find aljo ing- 
beſondere zu verrechnen: 

a) Die „Be 19“ für Beamte und Volksſchullehrperſonen bei Abſchnitt B Kapitel 24 
Titel 8 des Haushalts des Finanzminiſteriums, 

b) die „B. 19“ für Lohnangeſtellte höherer Ordnung bei den Lohnfonds, 

c) die „B. R. 19° für Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene von Beamten oder 
Volksſchullehrperſonen bei Abſchnitt B Kapitel 24 Titel 10 des Haushalts des 
Finanzminiſteriums. 

3. Die „B. 19“ und „B. R. 19“ ſind in der Regel in denſelben Jahresrechnungen 
nachzuweiſen, in denen auch die laufenden Kriegsteuerungsbezüge nachgewieſen werden. Sie 
ſind aber nicht getrennt für jeden einzelnen Empfänger nachzuweiſen, ſondern es iſt nur 
die Summe jeder einzelnen Anweiſung (3. B. Adam und andere) anzugeben. 

Im übrigen gelten ſinngemäß die Beſtimmungen unter VID 14 bis 18 des Rund- 
erlaſſes vom 26. März 1918; nur find die unter „B. 19“ und „B. R. 19“ in den Ab⸗ 
ſchlüſſen für die Hauptbuchhalterei des Finanzminiſteriums unter eutſprechender Bezeichnung 
beſonders nachzuweiſen. 


B. Vereinheitlichung der Kinderzulage. 


Die laufenden Kinderzulagen auf Grund des Runderlaſſes vom 4. März d. J. 
(F. M. J. 3865 uſw.) werden einheitlich vom 1. September d. J. ab für alle Orte auf 
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50 M feſtgeſetzt. Im übrigen bleiben die Grundſätze über die Gewährung laufender 
Kriegsteuerungszulagen und Kriegsbeihilfen unverändert. 

Dieſer Erlaß wird durch das Finanzminiſterialblatt, das Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung und das Zentralblatt der Unterrichtsverwaltung veröffentlicht werden, ſo daß 
eine andere, auch nur auszugsweiſe, Bekanntgabe nicht erforderlich iſt. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Der Miniſter des Innern. 


eu L C STR C ca tut Y 

Kunſt und Volksbildung. Der Finanzminiſter. A age 
Im Auftrage. Dr. Südekum. Hermes 
Fleiſcher. - 


FM. I 18464. — M. d. J. 1a 2975. — M. f. W., K. u. V. A 2860. 


An die nachgeordneten Behörden. L 


Dienſtbezüge der diätariſch beſchäftigten Staatsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 10. Oktober 1919. 


In Erweiterung der Beſtimmung unter Nr. 4 des Runderlaſſes vom 14. November 
1918 (SHMBl. S. 280), betreffend die Gewährung laufender außerordentlicher Beihilfen 
au außerplanmäßig beſchäftigte Staatsbeamte, wird mit Wirkung vom 1. Januar d. Is. 
ab angeordnet, daß auch diejenigen unverheirateten Diätare, die einen eigenen Hausſtand 
führen, den kinderlos Verheirateten gleichzuſtellen ſind. 

Zugleich wird beſtimmt, daß die Beihilfen, deren Zahlung nach Nr. 1 a. a. O. 
zunächſt nur für die Kriegsdauer in Ausſicht genommen war, auch nach Beendigung des 
Krieges bis auf weiteres fortzugewähren ſind. 

In Vertretung. 
＋ B 1 1824. 1 10826. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berichterſtattung in Gnadenſachen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9., den 11. Oktober 1919. 


Die Zuſtändigkeit und das Verfahren in Gnadenſachen find vom Herrn Juſtizminiſter 
durch allgemeine Verfügungen vom 19. Juni und 26. Auguft d. J. (JMBl. S. 341 
und 405) neu geregelt worden. Hiernach werden vom 16. September 1919 ab in jedem 
Landgerichtsbezirk einer oder mehrere Richter als Beauftragte des Herrn Juſtizminiſters 
für Gnadenſachen auf die Dauer eines Geſchäſtsjahrs beſtellt mit der Maßgabe, daß ſie 
bei der Bearbeitung der Gnadenſachen an die Stelle der Erſten Staatsanwälte treten. 

Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 12. Juli 1912 (HMBl. S. 398) gebe ich hiervon 
Kenntnis mit dem Erſuchen um weitere Bekanntgabe an die nachgeordneten Stellen. 

Im Auftrage. 
IIa 3440. I 11722. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium nachgeordneten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen der Militärrentenempfänger. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18. Oktober 1919. 


Die den Militärrentenempfäugern rückwirkend vom 1. Januar d. Is. gewährten 
beſonderen Rentenzuſchläge ſowie die ihnen außerdem vom 1. Juni d. J. ab zugebilligten 
Teuerungszulagen in Höhe von 40 % der Militärrente find als zur Militärrente gehörig 
anzuſehen und daher gemäß Ziffer I, 18 der Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters 
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vom 4. März d. J. (I 3865 uſw.) — mitgeteilt durch meinen Erlaß vom 12. März 1919 
(ZB.1 182) — dem bei Berechnung der Kriegsteuerungszulagen maßgebenden Dienit- 
einkommen hinzuzurechnen. 

Im Auftrage. 
28. 1388. Frick. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 15. Oktober 1919. 


In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne der 
Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind — zu dal. 
Ziffer I 1b der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 
12. März 1919, Hal. S. 64) — werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch aufgenommen: 


Regierungsbezirk Danzig: 
die Stadt Pr. Stargard und die Orte Gr. und Kl. Plehnendorf, 


Regierungsbezirk Potsdam: 
die Orte Heegermühle, Luckenwalde, Petzow, Geltow, der Gutsbezirk Wildpark⸗Gaisberg mit 
Bahnhof Caputh⸗Geltow, der Forſtgutsbezirk Kunersdorf mit Flottſtelle, Schmerberg, Liene⸗ 
witz, Bahnhof Seddin, Förſtergehöfte Kunersdorf, 


Regierungsbezirk Frankfurt a. O:: 
die Stadt Sommerfeld, 
Regierungsbezirk Magdeburg: 
die Stadt Burg, die Landgemeinde Thale und die beiden Gutsbezirke gleichen Namens, 


Regierungsbezirk Merſeburg: 
die Ortjchaften Bockwitz, Mückenberg, Dolſthaida, Naundorf, Lauchhammer, Grünewalde 
und Kleinleipiſch, die Gemeinden Burgkemnitz, Roitzſch, Pratau, Falkenberg, Papitz und die 
Stadt Sangerhauſen, 

Regierungsbezirk Hannover: 
die Städte Hameln und Nienburg, die Orte Brinkum, Leeſte, Erichshof, Kirchweyhe, Sud— 
weyhe, Syke, Empelde und Velber, 


Regierungsbezirk Hildesheim: 
Peine (Stadt), Ilfeld, Niederſachswerfen und Neuſtadt im Kreiſe Ilfeld, 


Regierungsbezirk Lüneburg: 
Ulzen, Buchholz, Toſtedt, Burgdorf, Lehrte, Sehnde, Anderten, Burgwedel, Lüne und Neu— 
hagen, Gemeinde Hagen, 
Regierungsbezirk Stade: 
Campe, Schöliſch, Hörne, Imſum, Platjenwerbe, Stubben, Buxtehude und Altkloſter, 


Regierungsbezirk Aurich: 
Emden, Norden und Leer, 
Regierungsbezirk Caſſel: 
Crumbach, Elgershauſen, Guntershauſen, Heiligenrode, Helſa, Hoof, Oberkaufungen, Sanders⸗ 


hauſen, Vollmarshauſen, Waldau, Eſchwege, Fulda, Gelnhauſen, Dörnigheim, Hochſtadt, 
Hersfeld, Bebra, Schmalkalden, Witzenhauſen, 
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Regierungsbezirk Wiesbaden: 
Dillenburg, Limburg, Eltville, Geiſenheim, Rüdesheim, St. Goarshauſen, Braubach, Ober⸗ 
lahnſtein, Niederlahnſtein, Hattersheim, Soden, Schwanheim und Oberurſel, 


Regierungsbezirk Coblenz: 
die Stadt Mayen, 


Regierungsbezirk Düffeldorf: 
die Stadt Cleve, 
Regierungsbezirk Trier: 
die Gemeinden Wuſtweiler, Nüttig⸗Raßweiler und Uchtelfangen, 
Regierungsbezirk Aachen: 
der geſamte Kreis Eupen. 


Ferner werden für die Gewährung der Kriegsteuerungszulagen, rückwirkend vom 
1. Jauuar 1919 noch folgende Orte mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchußtarifs gleichgeſtellt: 
Regierungsbezirk Königsberg: 
die Stadt Königsberg, 
j Regierungsbezirk Arnsberg: 
die Gemeinde Langerfeld, 


Regierungsbezirk Wiesbaden: 
die Stadt Höchſt a. M., 


Regierungsbezirk Aachen: 

die Stadt Aachen, 

Regierungsbezirk Hannover: 
Hannover und Linden, 

Regierungsbezirk Lüneburg: 
Altenwerder und Finkenwerder. 

Im Auftrage. 

7B.1 1416. Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsvertretungen. 


Handelskammer in Memel. 


Durch Erlaß vom 11. Oktober d. J. iſt die Umwandlung der Korporation der Kauf⸗ 
mannſchaft zu Memel in eine Handelskammer mit dem Sitze in Memel genehmigt worden. 
Ihr Bezirk umfaßt den Stadt- und Landkreis Memel und den Kreis Heydekrug. Die Zahl 
der Mitglieder iſt auf 20 feſtgeſetzt worden. Die Konſtituierung der neuen Handelskammer 
wird demnächſt erfolgen. 


lla 3630. 
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Bezeichnung 
der 
genehmigungspflichtigen gewerblichen Anlagen 


Abdeckereien 


liche Fabriken: T HT L 
Darunter: 

Ammoniakfabriken Nr 

Arſenikhütten 8 


Aceton, Herſtellung von. 
Cndinünnigeloinmimgsanlagen E 
Chlorverflüſſigung, Anlagen a d 
Chlorzinkanlagen 4 1 3 
Chromorydſalzgewinnung 4 
Denitrierung von eee "iine 
Y A ke 
Dulcinfabrik ` H 
Eſſigſäure, Herstellung bon 
Ferroſiliziumgewinnung 
Glyzerinfabriken . 
Kalzium⸗Lagermetall, Herſtellung von 
Karbidfabriken . 3 
Molhbdän⸗ ‚Serviunumgsantagen 
Nährmittelfabriken 
Salinen d 
Salpeterſäurefabriten 
Salzſäureregenerieranlagen 
Schwefelgewinnungsanlagen 
Schwefelſaurefabriken 
B eee 
Sulfatfabriken . 
Verſuchsanſtalten . 
Waujacitfabrit . 
Dampfkeſſelfabriken, Keſſelſchmiede, 
für vernietete Blechgefaͤße 5 
Darmzubereitungsauſtalten . 
Eiſenbaukonſtruktionen (Schiffe, Brücken usw. » 
Anlagen zur Herſtellung von . 
Feuerwerkereien und! Zündſtoffabrilen aller Art 
[Hiervon: 
a) Feuerwerkereien d) 2 
b) Sprengitoffabriten]) . . . 1 
Firnisfiedereien und Lackfabriken A E 
Gasbereitungs- und  Gasbeiwahungsanftalten 
Gerbereien . R : 
Gießereien 
Glashütten 
Hammerwerke . 
Kalk⸗ (gement) Ofen h 
Knochenbleichen, Knochendarren, Knochentoche— 
reien, Knochenentfettungsauſtalten . 3 
Kunſtwollefabriken 
Metall 5 
aE a a 3 
Metallgießereien : 
Röſtöfen : . 
Schießpulvelfabriken 
Schlächtereien 
Schuellbleichen 
Seifenſiedereien . 
Stauanlagen für Waſſertriebwerke. 
Strohpapierſtoffabriken 5 
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IV. 


Gewerbliche 


1. Gewerbliche 
Verzeichnis der im Jahre 1918 in den einzelnen Gewerbeaufſichtsbezirken auf 
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§ 16 der Gewerbeordnung neu genehmigten gewerblichen Anlagen. b 


CCC 1 D 


— 


nr 


| anezaa 
|| moun STT TET UTE T RE E A LIT L 15 


Co Së < Ç c Ae 


Sn TT EE EE E Se 
rer ET e TRD aN T TTA TS LISER 
F ENEE EE a F 
dene eee | e eee eee E E E 

3 EH | 1° SE E er DEER 

= as] I TAT RR I BEER T FF 

G | AT TTT R o La e D TLE ET 
E e E" II UCI LEEEHA) HLH UE AH F E KE S 
E 

E 


Anlagen. 
Grund des 


292 
Q 8 
i = EE 
Bezeichnung e D S 2 X E 3 EF 
S8 2 ⏑— 2 & ve 23 2 S aE 
AM KS se jals g gje Fel E EEE 
genehmigungspflichtigen gewerblichen Anlagen E Dlg E Ke Kë G GEE E 
Talgſchmelzen . S Se ` ah, 

Teer: und Teerwaſſer⸗ Deſtillations⸗ und Ber: 

BN E KA 55 — en euni E E el Sech E 
Zierfelle, Anſtalten zum Trocknen und Sinfalgen 

ingegerbter . a N à deet Et NEE ET hg ct MS 
Tierkörperverwertungsaulagen ,, . ae) S 
Turbinenanlagen . — —— 1 — — „e 
Verbleiungs⸗, Vermnnungs. und d Heine, 

CIO TGO T — E — lz — —— — = j — 
Beluloidfabriken , ne en Be | — | Lee L Lg 
elfen Satte: a: — — — — — 1 

Summe . 57 90 40 40 CEA EECHER E elle e 


Verzeichnis der im Jahre 1918 in den einzelnen Gewerbeaufſichtsbezirken auf 
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genehmigungspflichtigen gewerblichen Anlagen 


Aachen 


Abdeckereien 5 4 
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Anlagen zur Herſtellung von 2 G. Lea | 2 — E 
Erdöldeſtillations⸗ und Rohbenzin⸗ Nekrifitationg- | i | 
anlagen n ah EI 
Feuerwerkereien und ; Zündſtoffabriken aller Art 1 6 — Uri — 9 830 — — — 
Hiervon: | | | 
d Feuerwerkereien?n - — — 4 | 2 5 — — — 
b) Brandſtätte — 1 — —— —— —— — — = 
c) Granaten- und Minenfüllungen DN Kgl L aa EE — — — =] — 
d) Granatenentleerungsaulagen .[- |) —— —: — — — ——— — 
e) Dhuamitfabri ken — — el, — —1 8 — 4 — zum 
D Fabriken zur Herſtellung von | | | 
Sprengkapſeln, Zündbändern | | | i 
und Zündhütchen üſw. — tes | | | 4. - 2 — — 
g) Pulverfabriken. Da ew WH I a N S: — — — — lz — — 
h) Zündholzfabriken , e — — s Leg | f | 
i) fonftige Sprengftoff fabriten r LAL Reg OH li 
Firnisſiedereien und Lackfabriken . 113131 -| — — 7 Le — 
Gasbereitungs- und  Gasberwarungsanftalten N REIA 70T a 1 — 5 — — | — 
Gerbereien . „er r LD S 
Gießereien r 2 — — D — — 
Glashütten. 118 — bei Kë — 1 ee 
Hanmteriverfe . x 1 CH — 4 — 49 2 — — 
Senbrägniecungsanftalten 2 = | — 7 F 2222225 R Z 
Stalifabriten . . ENDE EE — — | le ee ele | 
stalt- (Bement) fen Dg 1 | 3 =] = f > M 
Knochenbleichen, Knochendarren, Knochentoche⸗ | 
reien, GH e a l ee FE E — a 2 „a 
Kunſtwollefabriken N Ta | | 1 
Leimſiedereſen . Rr P 2 —— — aa — Er Aa 
Metall (Rohmetalh), Anlagen zur Gewinnung | | | | 
Iri iir E E T > — | 24 ae 
Metullgiehereiei . 29 B 1 — SA TL | 1 E 1 
Röſtöfen Zd =. — 1 — 
Schießpulverfabriken' Z — =] = | 1 — Ee EE 
Schlächtereien d 1 1 — — — Ii 
Seifenfiedereien . . c 2 G n E — 
Sohlleder, Herſtellung von waſſerdichtem i are. 1 14 — sl NE | 
Stauanlagen für Waſſertriebwerke d 9 4 RW Lei — 1 1 1 2 
Talgſchmelzen: . — — GR de TE ut vaal 4 
Teer» mu Teerwaſſer⸗ Deftillattond- und Ver⸗ | | 
arbeitungsanlagen . e | 11 — Ya = Es 
Verbleiungs⸗ A und > iias 
anſtalten — 1 — | — | * e 
Felluloſefäbri kenn ee D — — = MA E AE 
Biegelöfen, Schamottöfen ß leer El EI R K eer R kee DEE 1 
Neel 8 53 — —— — * „ 
Zündſchnurfabriken und Babriten fiir iiia | 
PUDEL ten, kt, Zant „ — — N 
Summe,, e s | res 188 6 4 7 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Verkehr der Bergbehörden mit den berufenen Arbeitervertretungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 14. Oktober 1919. 


Durch die Erlaſſe vom 22. März 1915 (I 1710) und vom 12. Januar 1916 (I 81) 
find die Bergbehörden unter Betonung der Wichtigkeit einer ungeſtörten bergbaulichen Er- 
zeugung bereits darauf hingewieſen worden, während des Krieges mit allen Kräften auf 
die Schaffung und Erhaltung eines vertrauensvollen Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern im Bergbau und auf die Verhütung von Reibungen und Mißverſtänd⸗ 
niſſen zwiſchen dieſen Gruppen hinzuwirken. Die derzeitigen politiſchen und wirtſchaftlichen 
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treten. 


mehr zu überbrücken, 


Verhältniſſe erfordern mehr denn je eine ſolche ausgleichende Tätigke 
Sie laffen- es mir daher angezeigt erſcheinen, die Richtlinien jener Erlaſſe den 
Bergbehörden ins Gedächtnis zurückzurufen und ihnen mit Nachdruck nahezulegen, daß ſie 
d ſich in ſtändiger lebendiger Fühlung mit den für den Wiederaufbau unſeres Wirtſchafts⸗ 
G lebens beſonders wichtigen Schaffensfreijen des Bergbaues, namentlich auch mit ſeiner 
Arbeiterſchaft, erhalten und regelmäßig nicht nur bei ſchon eingetretenen, 
bereits bei drohenden Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern vermittelnd auf- 

e Wenn auch die im November 1918 geſchaffene und inzwiſchen weiter ausgebaute 
í Arbeitsgemeinſchaft der induſtriellen Verbände in erſter Reihe berufen iſt, die Gegenſätze 
zwiſchen Unternehmertum und Arbeiterſchaft in ſtetiger fachlicher Zuſammenarbeit mehr und 

ſo erwächſt doch gerade für die Bergbehörde dank ihrer häufigen 


lettin 
Stralſund 


Stade 


S 


GD 
os 


Su 


nme 


20 ESO Rn DE 0 EIS sn xL 12 zu 


it aller behördlichen 


ſondern auch 


p » K Sch — 


k 
L 
* 
g 
“ 
. 


206 


Berührungen mit den Vetriebsleitern, Angeſtellten und Arbeitern ein weites Feld der 
Tätigkeit, um mit Hilfe ihrer reichen Erfahrungen auf ſachlichem und perſönlichem Ge— 
biete das Verſtändnis aller Beteiligten für die Notwendigkeiten und Bedürfniſſe des berg⸗ 
baulichen Wirtſchaftsleben zu wecken und das gegenſeitige Verſtehen im Einzelfalle durch 
ſachliche Aufklärung und Richtigſtellung irriger Anſchauungen anzubahnen und zu fördern. 
Jede Gelegenheit hierzu muß unter den jetzigen ſchwierigen Verhältniſſen nicht nur aus⸗ 
genutzt, ſondern geradezu geſucht werden. Dazu gehört neben der Pflege der Beziehungen 
zu den Arbeitgeberverbänden beſonders auch eine tunlichſt häufige Fühlungnahme mit den 
berufenen Vertretungen der Arbeitnehmer, den Arbeiter- und Angeſtellten⸗Ausſchüſſen, den 
Betriebsräten, den Arbeiterorganiſationen und mit den Arbeitskammern, wo ſolche vorhanden 
jind. Durch einen ſolchen lebendigen Verkehr wird die Bergbehörde einerſeits in die Lage 
kommen, das Vertrauen der Arbeiterkreiſe, das ihr, wie vielfach behauptet wird, mehr und 
mehr verloren gegangen iſt, wie ich hoffe, reſtlos wiederzugewinnen; andererſeits wird ſie 
durch ihn auch unmittelbar und zuverläſſig über die in den Kreiſen der Beteiligten 
herrſchenden Stimmungen rechtzeitig unterrichtet werden und mit dieſer Kenntnis ſowie mit 
ihrer ſonſtigen ſachverſtändigen Erfahrung anderen behördlichen Stellen, die in jüngſter 
Zeit ſeitens der Reichs- und Staatsregierung mit beſonderen Aufträgen für einzelne Berg⸗ 
baugebiete eingerichtet worden find, wertvolle Dienſte leiſten können. Auf deren Unter- 
richtung über alle für fie wichtigen Vorkommniſſe im Bergbau ift Bedacht zu nehmen. 
Abſchrift der an ſie gerichteten Mitteilungen erſuche ich mir vorzulegen. 


L 11240. Fiſchbeck. 


An die preußiſchen Oberbergämter. 


Beſchäftigung von Arbeitern in Konfektionswerkſtätten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Oktober 1919. 


Die Frage, wieweit die Beſtimmungen für die Werkſtätten der Kleider- und Wäſche⸗ 
konfektion in der Verordnung vom 31. Mai 1897/17. Februar 1904 (RG Bl. S. 459/62 
neben der Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. No- 
vember 1918/17. Dezember 1918 (NGHB. S. 1334/1436) Geltung behalten haben, wird 
endgültig nur durch Richterſpruch oder Geſetz entſchieden werden können. 

Bis eine ſolche Entſcheidung erfolgt, beſtimme ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Reichsarbeitsminiſter, daß die Gewerbeaufſichtsbeamten und Gewerbepolizeibehörden bei 
ihren amtlichen Maßnahmen von folgenden Grundſätzen auszugehen haben. 

Nach Nr. XI. der Anordnung vom 23. November 1918/17. Dezember 1918 finden die 
Beſtimmungen der Gewerbeordnung und die auf Grund der Gewerbeordnung erlaſſenen 
Vorſchriften im bisherigen Umfange ſoweit Anwendung, als ſie nicht den Beſtimmungen 
der Anordnung zuwiderlaufen. Die Verorduung vom 31. Mai 1897/17. Februar 1904 
iſt daher nach Erlaß der Anordnung vom 23. November 1818/17. Dezember 1818 nur noch 
mit dieſer Einſchränkung in Geltung. Die Beſtimmungen des 82 Abſ. 3, des 8 4 Abſ. 2 
und des § 6 der Verordnung vom 31. Mai 1897/17. Februar 1904 über die Arbeitsdauer 
der jugendlichen Arbeiter und der erwachſenen Arbeiterinnen und über die Ilberarbeit der 
Arbeiterinnen find jnfolgedeſſen als aufgehoben zu betrachten, da die Anordnung vom 23. No- 
vember 1918/17. Dezember 1918 die regelmäßige tägliche Arbeitszeit für die gewerblichen 
Arbeiter in allen gewerblichen Betrieben auf acht Stunden feftgefeßt und deren Über⸗ 
ſchreitung nur unter beſtimmten Vorausſetzungen vorſieht, denen 86 der Verordnung vom 
31. Mai 1897/17. Februar 1904 nicht entſpricht. 

Auch die Auffaſſung, daß ſich eine Verlängerung der Arbeitszeit an Sonnabenden bis 
zu 10 oder gar 13 Stunden mit der Anordnung vom 23. November 1918/17. Dezember 1918 
vereinbaren laſſe, wenn die geſamte Wochenarbeitszeit die Dauer von 48 Stunden nicht 
überſchreite, erſcheint unzutreffend, weil Nr. II dieſer Anordnung nur von einer Verkürzung 
der Arbeitszeit au Vorabenden der Sonn- und Feſttage und einer Verteilung des dadurch 
entſtehenden Ausfalls an Arbeitsſtunden auf die übrigen Werktage handelt, aber das um— 
gekehrte Verfahren nicht vorſieht. 

Dagegen bleibt es den Demobilmachungskommiſſaren unbenommen, in Fällen eines 
nachgewieſenen Bedürfniſſes Uberarbeit in Konfektionswerkſtätten durch eine Ausnahme— 
bewilligung nach Nr. VII Abſ. 3 der Anordnung vom 23. November 1918/17. Dezember 1918 
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zuzulaſſen, vorausgeſ 
gemeſſeuen Grenzen hält. 
auf elf Stunden an den einzelner 
Zur Vereinfachung können ſo 
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Im Auftrage. 
von Meyeren. 


etzt, daß die Überarbeit im öffentlichen Intereſſe liegt und ſich in an⸗ 
Sie iſt in der Regel auf zehn, in beſonderen Ausnahmefällen 
Tagen und auf höchſtens 60 Tage im Jahr zu beſchränken. 
lche Ausnahmen für größere Bezirke erteilt werden. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


— ̃ — — — — . — —— —ů— ů —ͤ—y— ̃ — 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Verzeichnis der höheren Handelsſchulen und der Handelsſchulen. 
l. Im Sinne des Erlaſſes vom 8. April 1916 (SM Bl. S. 112) find anerkannt worden: 


A. Höhere Handelsſchulen. 


Nr. 

1 Eſchweiler 
2 Arnsberg 
3 Bochum 
4 | Dortmund 
5 | Hagen 
6 | Berlin 
S s 

) 8 Breslau 


9 Bromberg 
10 | Bonn 


11 | Cöln 
12 | Danzig 
) 13 | Barmen 


14 | Grefeld 

15 | Duisburg 
16 | Düſſeldorf 
17 | Elberfeld 


Eſſen 
19 | Rheydt 


20 Cottbus 


N Königsberg 
Bode, 
9 22 e 
*) 28 Görlitz 
24 | Thorn 


Lfd. | Ort | 


Regierungs⸗ Nähere Bezeichnung 
bezirk der Schule 
Aachen höhere Handelsſchule 
Arnsberg Ç 
höhere Handelsſchule, 
Brandenburgſtr. 37 
— höhere Handelsſchule, 
Kurfürſtenſtr. 160 
Breslau höhere Handelsſchule 
Bromberg e 
Cöln z 
Danzig z 
Düſſeldorf < 
Ç höhere Handelsſchule an 
der Handels- und Ge- 
werbeſchule 
Frankfurt höhere Handelsſchule 
a. O. 
Königsberg höhere Handelsſchule 
EIER an der Kneiphöfſchen 
Mädchenſchule 
< höhere Handelsſchule 
Liegnitz - 
Marien- höhere Handelsſchule an 
werder der Gewerbeſchule 


= bedingungsweiſe anerkannt. 


Träger 


Orden der Franziskanerinnen 

Orden der Schulſchweſtern 
We Ver: 

Handelsfammer Bochum 

Stadt 

Handelskammer Hagen 

Stadt 


Verein Viktoria Fortbildungs⸗ 
und Fachſchule E. V. 

Handlungsgehilfen⸗Verein 
von 1894 

Stadt 


Verein weiblicher Angeſtellter 
Stadt 

Handelskammer 
Handelskammer Crefeld 
Stadt 


Stadt und Handelskammer 
Elberfeld 

Stadt 

Staat 


Stadt 
Verein Frauenwohl 


Handelskammer Görlitz 
Staat 


ST 
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Or Regierungs⸗ Nähere Bezeichnung u 
ar SC | bezirk der Schule SEE: 
25 | Halle a. S. | Merjeburg höhere Handelsſchule Stadt 
26 Bielefeld Minden f K 
27 Potsdam Potsdam höhere Handelsſchule an | Staat 
der Handels- und Ge- 
werbeſchule 
28 Schöneberg < höhere Handelsſchule Lette⸗Verein 
29 | Stettin Stettin z Stadt 
30 | Trier Trier E 
931 Saarbrücken e z z 
32 Frankfurt Wiesbaden | Höhere Handelsſchule an < 
a. M. der Handelslehranſtalt 
33 z e höhere Handelsschule für 
Mädchen 
34 Hamburg höhere Handelsſchule Vereinsunternehmen unter 
ſtaatlicher Aufſicht 
B. Handelsſchulen. 
1 | Aachen Aachen Gewerbliche Tages- und J Stadt 
Handelsſchule 
2 | Eupen e Gewerbliche und kauf⸗ (Stiftung) 
männiſche Fachſchule 
3 Lyck Allenſtein Handelsſchule < 
4 | Bochum Arnsberg a Handelskammer Bochum 
5 Dortmund z Stadt 
6 | Geljenficchen a z =: 
7 | Hagen e z Handelskammer Hagen 
8 | Hamm a < Stadt 
9 | Berlin — Handelsſchule Sön- | - 
hauſer Allee 103 
10 3 = Handelsſchule Branden- z 
burgſtr. 37 
"Dp . — Handelsſchule Hochſtr.46 s 
12 S u — Handelsihule Turm- | - 
ſtraße 75 
d - — HandelsſchuleKurfürſten⸗[[Verein Viktoria⸗Fortbil⸗ 
ſtraße 160 dungs- u. Fachſchule E. V. 
14 | Breslau Breslau Handelsſchule Stadt 
15 s < e Handlungsgehilfinnen-Verein 
von 1894 
16 < = s Verein kathol. Handlungs- 
gehilfinnen u. Beamtinnen 
17 Waldenburg z e Stadt 
18 | Bromberg Bromberg e a 
19 | Gneſen a < 
20 | Schneide- - Ç a 
mühl 
21Caſſel Caſſel Gewerbe- und Handels- Frauenbildungsverein 
ſchule für Mädchen 
22 Coblenz Coblenz Handelsſchule Stadt 
23 Mayen < S = 
24 | Bonn Cöln 1 e Ñ 
25 | Cöln z - < 
26 e = e Frauenbildungsverein E. V. 


) bedingungsweiſe anerkannt. 


Danzig 
Elbing 
Barmen 
Crefeld 
Duisburg 


Düſſeldorf 
Elberfeld 
Eſſen 
Homberg 
(Rhein) 
Rheydt 
Erfurt 
Nordhauſen 
Cottbus 
Hannover 


Hildesheim 
Königsberg 
i. Pr. 


Thorn 


Halle a. S. 
Naumburg 
Zeitz 
Bielefeld 
Paderborn 
Beuthen 

O.⸗S. 
Gleiwitz 
Kattowitz 
Königshütte 
Neiſſe 
Oppeln 
Ratibor 
Charlotten⸗ 

burg 
Wittenberge 
Kiel 


Regierungs- 
bezirk 


Danzig 
Düſſeldorf 


Erfurt 


Frankfurt 
Hannover 


Hildesheim 
Königsberg 


Marien⸗ 
werder 


Merſeburg 


Minden 
Oppeln 


= 


Z 


Potsdam 


Schleswig 
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Nähere Bezeichnung 
der Schule 


Handelsſchule 


11. Tagesabteilung der 


Handelslehranſtalten 


Handelsſchule 
Handelsſchule 


Abteilung 


ſchule“ an 
werbeſchule 


Handelsſchule 


„Handels⸗ 
der Ge⸗ 


Träger 


Stadt 

Kaufmänniſcher Verein 

Stadt 

Handelskammer Crefeld 

Stadt⸗ und Handelskammer 
Duisburg 

Stadt 


s 


Staat 
Stadt und Handelskammer 
Stadt 


Stadt 
Staat 


Stadt 


* 


d 


Handelskammer Oppeln 
Stadt 


s 


D 


Handelskammer Kiel 


Die Reifeſchüler der ſächſiſchen höheren Handelsſchulen find vom Beſuche der Fort- 
bildungsſchule befreit. 


11. Höhere Handelsſchulen, deren Errichtung genehmigt iſt, bei denen aber die 
Entſcheidung über die Anerkennung noch ausſteht: 


Lfd. SHI Nähere Bezeichnung - 
Nr. | Ort | bezirk der Schule Träger 
1 | Allenitein Allenſtein höhere Handelsſchule Stadt 
2 | Berlin — L - Alteſte der Kaufmannſchaft 
3 - kaufmänniſche Privat- Privatſchule 
ſchule von Frau 


Brewitz Abteilung A 
höhere Handelsſchule 
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n | wer | bezirk der Schule N 
EF L SEE Eh ` "7 
4 | Breslau Breslau höhere Handelsſchule Stadt 
5 z - Schule des Vereins Verein kathol. Handlungs⸗ 
gehilfinnen u. Beamtinnen 
6 | Garel Caſſel höhere Handelsſchule Frauenbildungsverein 
7 Coblenz Coblenz z Stadt i 
8 | Nordhauſen | Erfurt e z 
9 | Hannover Hannover l e 
10 | Hameln E < 
11 | Hildesheim | Hildesheim 8 < < 
12 Ahlen Münſter - Genoſſenſchaft der Schweſtern 
Unſerer Lieben Frau 
13 | Königshütte | Oppeln 2 Handelskammer 
14 Wittenberge [Potsdam Stadt 
15 Flensburg Schleswig R - 
16 | Wiesbaden | Wiesbaden l =: 


2. Fortbildungsſchulen. 
Unterrichtszeit an Fortbildungsſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 14. Oktober 1919. 

In der Abteilung A des Landesgewerbeamts iſt von Vertretern des Handwerks leb⸗ 
haft darüber Klage geführt worden, daß die Unterrichtszeiten an den Fortbildungsſchulen 
vielfach feſtgeſetzt werden, ohne daß die beteiligten Gewerbekreiſe gehört worden ſind. Ich 
bringe deshalb den Erlaß vom 21. Dezember 1912 (HMBl. 1913 S. 10) nochmals in 
Erinnerung. Die grundſätzlichen Beſtimmungen über die Feſtſetzung der Unterrichtszeit 
(vgl. Erlaß vom 15. Juli d. J. (HMBl. S. 217) werden dadurch nicht berührt. 

Im Auftrage. 

IV 7860. Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſideuten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 

Die Jugendfürſorgevereine im Deutſchen Reich. Verzeichnis der Vereine zur 
Fürſorge für die gefährdete, verwahrloſte und ſtraffällige Jugend, II. Teil, herausgegeben 
von der Deutſchen Zentrale für Jugendfürſorge. Bearbeitet von Hildegard Böhme und 
Dr. Käthe Mende. 1919. Verlag Fr. Zilleſſen, Berlin C. 19. 


Handbuch des neuen Arbeitsrechts. Tarifverträge, Arbeiterausſchüſſe uſw. 
Herausgegeben von Dr. jur. Wilhelm Schlüter, Oberbergrat in Dortmund. Vierte vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. Verlag Hermann Bellmann, Dortmund. 


Inſtitutionen des deutſchen und preußiſchen Verwaltungsrechts. Von Dr. Julius Hatſcheck, 
Univerſitätsprofeſſor in Göttingen. 1919. Leipzig und Erlangen. A. Deichertſche Verlags⸗ 
buchhandlung, Dr. Werner Scholl. 


Carl Hehmanus Verlag, Berlin W8. — Gedruckt bei Julius Eitlenfeld, Berlin Ws. 
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